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Heilbronn -  Privatbürger, auf die der dreistündige Klima-Info-Abend eigentlich abzielte, meldeten sich nicht zu Wort. Die meisten der 60 Besucher waren Vertreter von Behörden, Firmen, Parteien oder Verbänden. Die "tolle Faktensammlung" würdigte Stadtrat Hasso Ehinger (Die Linke). Allerdings warnte er, sich mit der 13-Prozent-Reduzierung zufrieden zu geben, gerade als Buga-Stadt mache sich Heilbronn sonst bundesweit lächerlich.

Wie wichtig Aufklärung sei, betonte Stefan Gölz (IHK). Kritik an einer "mangelhaften Öffentlichkeitsarbeit" der Stadt übte Agenda-Sprecher Uwe Ahrens. Er fordert zu jedem Themenkreis Runde Tische, an denen auch Bürger über die Umsetzung der Maßnahmen mitreden. Große Potenziale sieht er im Radverkehr und in dessen Vernetzung mit Auto, Bus und Bahn.

Keine Zugpferde 

Ein halbes Dutzend Sprecher von BUND und Aktionsbündnis Energiewende kritisierte das Konzept in mehrmaligen Wortbeiträgen und in einer Pressemitteilung als halbherzig. Es handle sich zwar um eine gute Datensammlung, die allen Akteuren Handlungsmöglichkeiten aufzeige. Doch müsse das Rathaus "leitend und bewusstseinsbildend voran gehen", betonte Pfarrer Ulrich Koring. "Aufrüttelnde, motivierende Zugpferde" vermisst Gottfried May-Stürmer. Die bei einer Bürgerinfo schon 2009 vorgeschlagene Biogasanlage fehle ganz. Die Rolle von Photovoltaik und Windkraft sei "zu bescheiden". Beim Verkehr werde "auf alles verzichtet, was Protest auslösen könnte": Geschwindigkeitsbeschränkungen, Verkehrsberuhigung und nicht mehr zeitgemäße Straßenbauprojekte. Bernd Knoll warnte vor der Benachteiligung EnBW-unabhängiger (Öko-) Strom-Anbieter.


Mehr Ehrgeiz beim Klimaschutz
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Heilbronn - Heilbronn darf sich nicht damit begnügen, den Ausstoß von Kohlendioxid (CO2 ) bis 2020 gegenüber 1990 um 13,4 Prozent zu drosseln. So der Tenor eines Info-Abends zum kommunalen Klimaschutzkonzept. Bürgermeister Wilfried Hajek betonte ausdrücklich, dass nicht nur das Rathaus gefordert sei. Jeder Bürger, aber auch Wirtschaftsvertreter müssten sich "an die eigene Nase fassen".

Die von der Bundesregierung vorgegeben Marke von minus 40 Prozent ist für Heilbronn unrealistisch. Wie wenigstens das EU-Ziel von 20 Prozent erreicht werden könnte, zeigten die Gutachter Matthias Rau (Heilbronn) und Klaus Holler (Aldenhoven) anhand eines Maßnahmenpaktes auf. Würden alle 33 Punkte umgesetzt, käme man 2020 auf 28,6 Prozent (161 890 Tonnen) weniger CO2 als 1990 (eine Million). 21,1 Prozent (82 670) wären wegen knapper Kassen und wegen Akzeptanzfragen realistischer.

395 Millionen Euro 

Das Komplettpaket käme auf 395 Millionen Euro, das mit den Prioritätsstufen "hoch" und "mittel" bezeichnete auf 96,4 Millionen (siehe Grafik). Was letztlich umgesetzt wird, muss der Gemeinderat entscheiden. Die Gutachter plädieren zunächst für übergreifende weiche Maßnahmen, die nicht viel kosten. Gleichzeitig seien etliche andere Projekte nicht Sache der Stadt. Klimaschutz-Aufklärung habe insofern höchste Priorität. Möglichst bald sollte das Rathaus deshalb eine Klimaschutzleiststelle installieren, die die städtischen Aktivitäten bündelt und darüber hinaus den Aufbau einer regionalen Energie- und Klimaschutzagentur voran treibt. Dort sollten auch die bestehenden Beratungsangebote etwa von HVG und Zeag integriert werden. Die Gutachter beziffern die Kosten hierfür auf mindestens 300 000 Euro: für zwei Mitarbeiter, für Monitoring und Controlling, Werbung und Kampagnen sowie für die Beteiligung an einer Regionalagentur. Flankierend sollte die Stadt ihre vorhandenen Aktivitäten vorantreiben. Die Umsetzung des vorbildlichen Radwegeplans käme auf 700 000 Euro, hätte aber in der Verknüpfung mit anderen Verkehrsträgern große CO2-Spareffekte.

Öffentlichkeitsarbeit 

Nicht locker lassen sollte die Stadt Heilbronn im vorbildlichen kommunalen Energiemanagement. Darüber hinaus wäre hier ein Sanierungsplan für eigene Liegenschaften sinnvoll. Öffentlichkeitsarbeit sowie Info-Angebote müssten ausgebaut und vor allem in Schulen und Kindergärten getragen werden. Klimaschutz sollte auch konsequent in Bebauungsplänen verankert sein. Nicht zuletzt müsse die Baurechtsbehörde die Einhaltung der gesetzlichen Vorgaben streng kontrollieren.

Gewaltige Potenziale hätte theoretisch ein Biomasse-Heizkraftwerk. Weil Neckarsulm aber schon eines hat, der Holzpreis ungewiss ist und die Feinstaubproblematik im Raum steht, wird es unter "Priorität niedrig" verbucht. So auch die Sanierung von Altbauten außerhalb des Sanierungszyklus" − weil dies unwirtschaftlich sei. Unkompliziert könne jeder beim Umgang mit Strom das CO2 drosseln. Nicht nur hier gilt: Alle Akteure sind gefragt.

